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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Droit de cité

In der Frühjahrssession hatte sich der Nationalrat im Rahmen einer Sondersession zur
Zuwanderung mit einer Reihe von Vorstössen zu befassen, die auch
Einbürgerungsfragen betrafen (vgl. auch Kapitel 7d). Vier Motionen und ein Postulat
wurden überwiesen. Die sprachliche Integration war Thema der Motionen Schmidt
(cvp, VS; Mo. 08.3499) und Tschümperlin (sp, SZ; Mo. 09.4230). Erstere verlangt, dass im
Bürgerrechtsgesetz die Kenntnis einer Landessprache als Voraussetzung für die
Erlangung des Bürgerrechtes festgeschrieben wird. Letztere verlangt die finanzielle
Unterstützung von Projekten, die als Integrationsmassnahme das Erlernen einer
Landessprache fördern. Während die vom Bundesrat zur Annahme empfohlene Motion
Schmidt nicht auf nennenswerten Widerstand stiess, fiel der Entscheid zugunsten der
Motion Tschümperlin erst mit dem Stichentscheid der Ratspräsidentin. Der Ständerat
nahm beide Motionen ebenfalls an. 1

MOTION
DATE: 03.03.2010
MARC BÜHLMANN

Droit pénal

Um seinem Wunsch nach verstärktem Opferschutz Nachdruck zu verleihen, überwies
der Nationalrat zwei ähnlich gelagerte Motionen an den Ständerat. Zum einen handelte
es sich um eine Motion Amherd (cvp, VS) (11.3911), die dasselbe forderte wie die Motion
der FDP-Fraktion. Zum anderen wollte eine Motion Tschümperlin (sp, SZ) (11.3945), dass
den Opfern von Straftaten eine Beschwerdemöglichkeit gegen Haftrichterentscheide
eingeräumt wird, wenn Wiederholungs- und Ausführungsgefahr Gründe für die
Untersuchungshaft sind. Der Bundesrat sah keine Notwendigkeit für die beiden
Anliegen, weil zum einen laut Rechtsprechung des Bundesgerichts eine
Untersuchungshaft auch ohne Vorliegen früherer Straftaten möglich sei und zum
anderen die genannte Motion der FDP das Problem bereits abdecke. 2

MOTION
DATE: 23.09.2013
NADJA ACKERMANN

Im Gegensatz zum Nationalrat wollte der Ständerat den Opfern von Straftaten im Falle
von mit Wiederholungs- oder Ausführungsgefahr begründeter Untersuchungshaft keine
Beschwerdemöglichkeit gegen Haftrichterentscheide einräumen. Eine Motion
Tschümperlin (sp, SZ) wurde mit dem Argument, dass es sich bei der Strafverfolgung
und Bestrafung klar um Staatsaufgaben handle und keine Schutzpflichten auf die Opfer
übertragen werden sollten, abgelehnt. 3

MOTION
DATE: 19.03.2014
NADJA ACKERMANN

Droit privé

Eine zusätzliche Motion Tschümperlin (sp, SZ) nahm sich dem bereits im Vorjahr
diskutierten Thema der Schein- und Zwangsheiraten an. Der Motionär verlangt von der
Regierung, eine Untersuchung in Auftrag zu geben, welche Formen, Ausmass, Ursachen
und Häufigkeit von Zwangsehen beleuchtet. Darauf basierend sollen präventive
Massnahmen getroffen werden. Auch dieser Vorstoss wurde von National- und
Ständerat gegen den Willen des Bundesrats angenommen. 4

MOTION
DATE: 01.06.2010
MARC BÜHLMANN

Der Bundesrat erfüllte 2012 sowohl das Postulat Heim (sp, SO) sowie auch die Motion
Tschümperlin (sp, SZ), indem er einen Bericht über die Zwangsheirat verabschiedete
und ein 2013 bis 2018 laufendes Programm „Bekämpfung der Zwangsheirat“ lancierte.
Durch das Programm sollen die Zusammenarbeit unter Beratungsstellen, Berufsleuten
und Schulen verstärkt und Lücken bei Prävention, Beratung, Schutz und Schulung
geschlossen werden. Die Kosten für das Programm, welches das Bundesgesetz ergänzen
soll, werden auf zwei Millionen beziffert. 5

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 14.09.2012
NADJA ACKERMANN
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Institutions et droits populaires

Conseil fédéral

In der Wintersession wählte die vereinigte Bundesversammlung Ueli Maurer
turnusgemäss zum Bundespräsidenten für das Jahr 2013. Maurer erhielt 148 von 202
gültigen Stimmen. 40 Stimmen entfielen auf Didier Burkhalter, vierzehn auf
Verschiedene; 27 Wahlzettel wurden leer und acht ungültig eingelegt. Die 148 Stimmen
sind im langjährigen Vergleich wenig: nur sechs Mal in den letzten 90 Jahren gab es
noch weniger Stimmen. Das bisher schlechteste Resultat (106 Stimmen) erzielte
Micheline Calmy-Rey bei ihrem zweiten Präsidium. Im Vorfeld hatte die GP ihre
Unterstützung verweigert und auch der Fraktionschef der SP, Andy Tschümperlin (SZ),
hatte mehrmals öffentlich gedroht, Maurer nicht wählen zu wollen. Zum
Vizepräsidenten wurde Didier Burkhalter gewählt. Der FDP-Bundesrat erhielt 205
Stimmen, vierzehn entfielen auch bei ihm auf Diverse, dreizehn wurden leer eingelegt
und acht waren ungültig. Seit 35 Jahren wurde kein besseres Resultat mehr erzielt.
Freilich sind die Stimmen bei den Präsidentschafts- und Vizepräsidentschaftswahlen
lediglich eine Anzeige der Zufriedenheit des Parlaments mit dem entsprechenden
Magistraten. Usanz ist, dass die Funktionen streng nach Anciennitätsprinzip vergeben
werden. 6

ÉLECTION PAR L’ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
DATE: 14.12.2012
MARC BÜHLMANN

Mandat parlementaire

Auch 2012 stiess das Anliegen für eine Offenlegungspflicht der Einkünfte und
Entschädigungen der Parlamentarier auf taube Ohren. Nachdem 2011 bereits zwei
Vorstösse gescheitert waren, wollte der Nationalrat im Berichtjahr auch einer
parlamentarischen Initiative Tschümperlin (sp, SZ) keine Folge geben. Die bürgerliche
Mehrheit der grossen Kammer wehrte sich mit 96 zu 84 Stimmen gegen eine
obligatorische jährliche Auskunftspflicht über die eigene berufliche Tätigkeit und
Nebeneinkünfte im Zusammenhang mit dem Parlamentsmandat. Neben den
geschlossen für das Anliegen stimmenden GLP-, GP- und SP-Fraktionen fanden sich
auch vereinzelte Pro-Stimmen aus dem bürgerlichen Lager. Darunter etwa Lukas
Reimann (svp, SG), der seine im Vorjahr lancierte Transparenzinitiative mit ähnlichem
Ansinnen im September des Berichtsjahres aufgrund ungenügender
Unterschriftenzahlen als gescheitert erklären musste. 7

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 16.03.2012
MARC BÜHLMANN

Organisation du Parlement

Eine letztlich abgelehnte parlamentarische Initiative Widmer (sp, LU) führte zu einer
eigentlichen Nabelschau im Nationalrat. Die Initiative hätte zum Ziel gehabt, dass für
das Schweizer Milizparlament Strukturen geschaffen würden, mit denen ein
Berufsparlament möglich würde. Der Initiant vertreten durch Tschümperlin (sp, SZ)
brachte vor, dass es in beiden Kammern kaum mehr Milizpolitiker gebe und dass sich
das Parlament schleichend zu einem Berufsparlament wandle. Der Umstand, dass
aufgrund der zeitlichen Belastung ein politisches Mandat nicht mit allen
Berufstätigkeiten vereinbar sei, sei stossend. Ein Berufsparlament würde der
Entwicklung entgegen wirken, dass praktisch nur noch Führungskräfte und selbständig
Erwerbende im Milizparlament Einsitz nehmen könnten. Die Kommissionsmehrheit sah
die Vorteile eines Milizparlamentes jedoch als erwiesen an: Miliz lasse auch einen
freiwilligen Rücktritt oder eine unfreiwillige Abwahl problemlos zu. Im Gegensatz zu
Berufsparlamenten könne man so die Zeit auf Politik und nicht auf die eigene
Wiederwahl verwenden. Die Mehrheit der grossen Kammer folgte dieser Argumentation
und gab der Initiative mit 38 zu 124 Stimmen keine Folge. 8

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 13.12.2011
MARC BÜHLMANN
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Droits populaires

Verschiedene Vorstösse von links und rechts, die die Einführung neuer Volksrechte
forderten, hatten in den Räten keine Chance. Eine parlamentarische Initiative
Tschümperlin (sp, SZ), welche die Einführung der Gesetzesinitiative auch auf
Bundesebene verlangt, wurde genauso abgelehnt wie die beiden parlamentarischen
Initiativen Reimann (svp, SG), die ein ausserordentliches fakultatives Referendum
(09.443) und ein Ratsreferendum (09.444) vorgesehen hätten. Eine qualifizierte
Minderheit der Bundesversammlung hätte bei ersterem verlangen können, dass ein
Beschluss zwingend dem fakultativen Referendum unterstellt wird. Mit dem
Ratsreferendum wäre es einer qualifizierten Minderheit möglich gewesen, für ein
fakultatives Referendum eine Volksabstimmung zu erzwingen. 9

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 30.09.2010
MARC BÜHLMANN

Elections

Elections fédérales

Entgegen dem nationalen Trend verringerte sich im Vergleich zu 2011 die Zahl der
Kandidierenden für die Nationalratswahlen im Kanton Schwyz. Waren es damals noch
deren 64, versuchten 2015 nur noch 50 Bewerberinnen und Bewerber ihr Glück. Sie
taten dies auf insgesamt 13 Listen (2011: 17). Der Frauenanteil hingegen stieg auf 36%
(2011: 32.8%) und kam beinahe an den Rekordwert von 37.5% aus dem Jahr 2007 heran.

In der abgelaufenen Legislatur wurde die Schwyzer Bevölkerung durch eine
ausgeglichene Delegation aus je einem Mitglied der SVP, der FDP, der CVP und der SP
vertreten. Die FDP hatte 2011 – nach 8-jähriger Absenz – mit einem denkbar knappen
Resultat ihren Sitz von der SVP zurückgeholt. Somit bot sich für die aktuellen Wahlen
eine spannende Ausgangslage. Eine breite bürgerliche Allianz wurde zwar von der SVP
forciert, stiess bei der CVP und der FDP aber auf wenig Gehör. Gerade weil im
Ständeratswahlkampf ein Angriff auf die beiden amtierenden SVP-Vertreter zu erwarten
war, betrachtete man eine Listenverbindung mit der SVP als nicht vertretbar. Somit
verbanden sich die grossen bürgerlichen Parteien nur intern – jeweils mit ihren
Jungparteien und Nebenlisten (FDP Gewerbeliste, CVP Frauen). Die SP war in der
komfortablen Ausgangslage, dass sie mit den Grünen und den Grünliberalen gleich zwei
Listenpartner gefunden hatte. Für die Verteidigung des Mandats von SP-
Fraktionspräsident Andy Tschümperlin rechnete man sich deshalb beste Chancen aus.
Für die FDP und Petra Gössi sah die Lage weniger gut aus. Mit dem Nichtantreten der
BDP fiel eine Listenpartnerin weg, welche entscheidend zum knappen Erfolg vor vier
Jahren beigetragen hatte. Die CVP hingegen erreichte damals das mit Abstand beste
Parteiresultat hinter der SVP. Aus diesem Grund wurde CVP-Nationalrat Alois Gmür
etwas weniger oft zum Kreis der von der Abwahl Gefährdeten gezählt. Nur gewinnen
konnte auf der anderen Seite die SVP. Mit 38% Wähleranteil war einerseits das Mandat
von Nationalrat Pirmin Schwander absolut ungefährdet – andererseits musste dadurch
das Ziel der Rechtspartei klar die Rückeroberung ihres verlorenen, zweiten Sitzes sein. 

Der Wahlsonntag stellte sich schliesslich als äusserst spannend heraus. Wahlsiegerin im
Kanton Schwyz war – wie anderswo auch – die SVP. Sie legte auf 42.6% zu (+4.6
Prozentpunkte) und holte sich tatsächlich mit Marcel Dettling ihren zweiten Sitz zurück.
Für Brisanz sorgte aber die Personalie der Abwahl. Seinen Sitz abgeben musste nämlich
unerwartet  Andy Tschümperlin. Seine Partei verlor an Wähleranteil (-2.6
Prozentpunkte, neu: 13.1%), genauso wie die Grünen als Listenpartner (-2.4
Prozentpunkte, neu: 1.4%). Da halfen letztlich auch die 2.8% Wähleranteil der GLP nicht
mehr, um das SP-Mandat noch zu retten. Für den Berufspolitiker Tschümperlin und
seine Partei bedeutete die Abwahl einen schwer zu verdauenden Schock. Die FDP
hingegen gehörte neben der SVP ebenfalls zu den Gewinnerinnen, legte sie doch um
ganze 5.1 Prozentpunkte zu (neu: 20.6%) und etablierte sich damit als zweitstärkste
Partei im Kanton. Diesen Titel abtreten musste die CVP, welche neu über 19.5%
Wähleranteil verfügt (-1.1 Prozentpunkte). Mit diesem Wahlresultat verbannte das
Schwyzer Stimmvolk die Linke nach 12 Jahren wieder aus ihrer Nationalratsdelegation.
Diese besteht neu aus zwei SVP-Vertretern und je einem CVP- und FDP-Vertreter. Die
Wahlbeteiligung lag mit 53.7% höher als noch 2011 (50.5%). Der Frauenanteil liegt durch
die Wiederwahl von Petra Gössi weiterhin bei 25%. 10

ÉLECTIONS
DATE: 18.10.2015
ANDREA DENZ
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Bei den Ständeratswahlen im Kanton Schwyz stellten sich mit Peter Föhn und Alex
Kuprecht zwei SVP-Vertreter zur Wiederwahl. Für die im Rennen ums Stöckli jeweils
wenig erfolgsverwöhnte SVP hatte die Doppelwahl ihrer Schwyzer Kandidaten vor vier
Jahren eine wohltuende Abwechslung bedeutet. Ein böse Überraschung erlebte
hingegen damals die CVP mit der daraus resultierenden Abwahl ihres amtierenden
Ständerats Bruno Frick. Dieser hatte sich dem erst im zweiten Wahlgang antretenden
SVP-Nationalrat Peter Föhn geschlagen geben müssen. Die Christdemokraten waren
dementsprechend erpicht darauf, den verlorenen Sitz bei den Wahlen 2015 zurück zu
erobern. Dafür sorgen sollte ein Zweier-Ticket bestehend aus dem Wollerauer
Gemeinderat Marco Casanova und Kantonsrat Bruno Beeler. Gestützt durch das
„Überparteiliche Komitee für mehr Schwyz in Bern“ kandidierte zudem die Parteilose
Nathalie Henseler. Sie war als Verwaltungsratspräsidentin der Rotenfluebahn sowie als
ehemalige Beraterin von SP-Nationalrat Andy Tschümperlin bekannt. Von linker Seite
bekamen die beiden Amtsinhaber von den zwei Kandidaten der Juso, Thomas Büeler
und Elias Studer, Konkurrenz. Ergänzt wurde das Kandidatenfeld durch den Parteilosen
Albert Knobel. 

Von einer allfälligen Ablösung eines bisherigen SVP-Amtsinhabers wurde, wenn
überhaupt, in einem zweiten Wahlgang ausgegangen. Aufgrund der hohen Zahl an
Kandidierenden war dies aber kein unrealistisches Szenario. Als aussichtsreichster
Herausforderer galt CVP-Mann Bruno Beeler. Er genoss überparteiliche und offizielle
Unterstützung aus CVP, BDP, GLP und EVP. Ein eigentlicher CVP-Spitzenkandidat wäre
für viele der ehemalige Nationalrat Reto Wehrli gewesen. Dieser erteilte der Partei
jedoch eine Absage. Eine Absage ihrerseits erteilte die CVP der GLP, welche ihr
angeboten hatte, mit einem grünliberalen Kandidaten und Bruno Beeler ein Zweier-
Ticket zu bilden. Die Christdemokraten entschieden sich jedoch für eine eigene
Doppelkandidatur. Dies hatte auch mit dem Verzicht der FDP zu tun, welche sich auf
den für sie schwierigen Nationalratskampf konzentrierte. Die Freisinnigen beschlossen
für das Rennen um den Ständerat Stimmfreigabe. Die parteilose
Seilbahnunternehmerin Nathalie Henseler konnte in ihrem Unterstützungskomitee
einige lokal prominente Persönlichkeiten vorweisen. Trotz ordentlicher
Medienresonanz ihrer Kandidatur galten ihre Wahlchancen allerdings als überschaubar.
Da sie früher als Beraterin von SP-Nationalrat Tschümperlin agierte und nun gleichzeitig
betonte, sie stehe der FDP nahe, war sie wohl auch für viele politisch zu wenig fassbar.
Die Kandidaturen der beiden Juso-Anwärter und des parteilosen Albert Knobels
spielten im Rennen um den Ständerat höchstens eine Nebenrolle. Für ein wenig
Aufmerksamkeit sorgten schliesslich noch die Grünen, indem sie – pünktlich zur
heissen Phase des Wahlkampfs – eine Volksinitiative zur Einführung des
Proporzwahlsystems für den Ständerat lancierten. Bei einigen dürfte dies wohl eher den
Verdacht geschöpft haben, dass die Grünen damit die unliebsame Doppelvertretung
der SVP quasi durch die Hintertüre loswerden wollen.

Schon am Tag der Entscheidung zeichnete sich ab, dass der Angriff der CVP scheitern
würde. Mit deutlichem Abstand auf ihre Konkurrenz verteidigten Peter Föhn und Alex
Kuprecht ihre beiden Mandate. Kuprecht erhielt 30‘920 Stimmen und sicherte sich
damit das beste Resultat. Dahinter übersprang  Peter Föhn mit 29‘629 Stimmen das
absolute Mehr von 26‘026 Stimmen ebenfalls einigermassen komfortabel. Mit grossem
Abstand folgte auf dem dritten Rang Bruno Beeler, der 14‘932 Stimmen auf sich
vereinte. Sein Parteikollege Marco Casanova reihte sich mit 11‘700 Stimmen auf dem
vierten Platz ein – noch vor Nathalie Henseler, welche auf 7‘781 Stimmen kam. Die
Schlusslichter bildeten Thomas Büeler mit 3‘234 Stimmen, Elias Studer mit 3‘156
Stimmen und Albert Knobel mit 2‘336 Stimmen. Die von vielen Seiten als
ausserordentlich und temporär verschriene Doppelvertretung der SVP wurde somit vom
Schwyzer Stimmvolk überraschend deutlich bestätigt. 11

ÉLECTIONS
DATE: 18.10.2015
ANDREA DENZ
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Politique sociale

Groupes sociaux

Politique à l'égard des étrangers

Auf Antrag der SVP-Fraktion behandelte das Parlament im Rahmen von Sondersitzungen
zahlreiche Vorstösse zur Ausländer-, Asyl- und Einbürgerungspolitik. Die meisten vom
Nationalrat überwiesenen Motionen wurden vom Ständerat abgelehnt. In beiden
Kammern auf Zustimmung stiess eine Motion Maire (sp, NE), die den Bundesrat
beauftragt, eine Integrationsplattform zu schaffen. Diese soll die Vertreterinnen und
Vertreter von Bund, Kantonen, Gemeinden und betroffenen Institutionen
zusammenbringen. Ebenfalls überwiesen wurden zwei Motionen Tschümperlin (sp, SZ).
Die eine fordert ein bedarfsgerechtes Angebot von Sprachkursen, die andere verlangt
eine wirksame Hilfe für die Betroffenen bei Zwangsheirat. Sie beauftragt den Bundesrat
nach einer umfassenden Abklärung weiterführende Massnahmen zur Bekämpfung von
Zwangsehen zu ergreifen, welche eine effektive Hilfe der betroffenen Personen vor Ort
gewährleisten. Weiter sprachen sich auch beide Kammern für eine Motion Müller (fdp,
AG) zur Verlängerung der Empfangsstellenhaft aus. Das Bundesamt für Migration kann
eine spezielle Ausschaffungshaft verfügen, wenn der Wegweisungsentscheid in einer
Empfangsstelle eröffnet wird und der Vollzug der Wegweisung absehbar ist. Nach
geltendem Recht darf die Haft höchstens 20 Tage dauern, dies genügt in der Praxis in
den wenigsten Fällen. Ausserdem überwies der Nationalrat eine weitere Motion Müller
(fdp, AG) zum Aufenthaltsstatus eines Ausländers nach Nichtigerklärung des
Bürgerrechts. Der Vorstoss wollte eine vom Bundesgericht aufgezeigte Gesetzeslücke
schliessen und festlegen, dass die Einbürgerung künftig jede ausländerrechtliche
Bewilligung erlöschen lässt. Der Ständerat änderte die Motion dahingehend ab, dass der
Bundesrat bei der Schliessung der Gesetzeslücke die geltenden
Zuständigkeitsregelungen zwischen Bund und Kantonen zu berücksichtigen habe. Der
Nationalrat stimmte dem modifizierten Vorstoss in der Wintersession ebenfalls zu.
Schliesslich hiess die Grosse Kammer ein Postulat Bischof (cvp, SO) gut, welches den
Bundesrat dazu anhält, einen Bericht über die Steuerung der Zuwanderung aus der EU
und aus Drittstaaten sowie über die ins Auge gefassten Massnahmen vorzulegen. 12

MOTION
DATE: 03.03.2010
ANDREA MOSIMANN

Im Rahmen der Sondersession des Nationalrates im April wurde eine Motion Brändli
(svp, GR) diskutiert, mit welcher Mittel zur Eindämmung der grossen Zuwanderung der
letzten Jahre und Möglichkeiten zur Stabilisierung derselben auf geringerem Niveau
aufgezeigt werden sollen. Der Motionär begründete sein Begehren mit Belastungen,
welche die Zuwanderung verursachten; so strapaziere diese die Sozialwerke, die
Infrastruktur und das Bildungswesen und fördere die Zersiedlung. Im Ständerat wurde
die Motion im Dezember 2010 mit einer Stimme Differenz knapp angenommen. Im
Nationalrat standen sich bei der Behandlung zwei Anträge gegenüber: Der
Mehrheitsantrag der Staatspolitischen Kommission des Nationalrats (SPK-NR) warb für
die Annahme der Motion, während eine Minderheit Tschümperlin (sp, SZ) deren
Ablehnung forderte. Die zuständige Bundesrätin Sommaruga empfahl ebenfalls die
Ablehnung der Motion, da die bestehenden Instrumente zur Eindämmung der
Zuwanderung, wie beispielsweise die flankierenden Massnahmen oder die Ventilklausel,
bei einer effektiveren Nutzung ausreichend seien. Der Bundesrat habe erkannt, dass
dieser Spielraum besser ausgenutzt werden müsse und in Erfüllung diverser anderer
Vorstösse würden gegenwärtig Berichte erstellt, welche Massnahmen zur
Effektivitätssteigerung darlegen sollen. Die Bundesrätin fand in der grossen Kammer
aber kein Gehör und die Motion wurde mit einer rechtsbürgerlichen Mehrheit von 96 zu
59 Stimmen überwiesen. 13

MOTION
DATE: 13.04.2011
ANITA KÄPPELI

Die Ende des Vorjahres eingereichte Motion Tschümperlin (sp, SZ) mit der Forderung
nach Berücksichtigung der Integration von Kindern bei Härtefallprüfungen kam im
Juni in der grossen Kammer zur Erstbehandlung. Der Motionär begründete sein
Anliegen damit, dass die Situation von Kindern bei Härtefällen nicht beachtet würde
und der Entscheid von den Behörden oftmals ausschliesslich aufgrund der Integration
der Eltern gefällt werde. Störend und nach Ansicht des Motionärs gegen das durch die
UNO-Kinderrechtskonvention geschützte Kinderwohl verstossend sei dies besonders in
Fällen, wo Kinder und Jugendliche seit Jahren in der Schweiz sind, hier die Schulen
absolviert haben und über einen hohen Integrationsgrad verfügen. Im Nationalrat
stimmte die SVP geschlossen gegen das Anliegen. Zusammen mit marginaler

MOTION
DATE: 16.12.2011
ANITA KÄPPELI
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Unterstützung von FDP- und CVP-Parlamentariern kam die Opposition aber nur auf 63
Stimmen und die Motion wurde mit 113 Stimmen an den Ständerat überwiesen, wo sie
im Herbst zur Diskussion stand. Die vorberatende Staatspolitische Kommission empfahl
den Ständevertretern mit 8 zu 1 Stimme, die Motion anzunehmen.
Kommissionssprecher Schwaller (cvp, FR) unterstrich die Notwendigkeit des Begehrens
damit, dass – obwohl das Bundesamt für Migration den Kantonen bereits empfehle, die
Kindesintegration bei Härtefällen ebenfalls zu berücksichtigen – dies noch nicht
schweizweite Praxis sei. Der Ständerat folgte seiner Kommission und überwies die
Motion an den Bundesrat. 14

Politique familiale

In der Herbstsession verwarf er ausserdem eine parlamentarische Initiative
Tschümperlin (sp, SZ) und eine parlamentarische Initiative Wehrli (cvp, SZ), die beide
darauf abzielten, Entbindungen ohne Bekanntgabe der Identität der Mutter –
sogenannte anonyme Geburten – zuzulassen. 15

AUTRE
DATE: 22.09.2009
ANDREA MOSIMANN

Enseignement, culture et médias

Enseignement et recherche

Enseignement et recherche

Beide Räte beurteilten im Berichtsjahr eine Motion Tschümperlin (sp, SZ), die den
Einbezug der Elternbildung in das geplante Weiterbildungsgesetz verlangte. Der
Nationalrat nahm den Vorstoss äusserst knapp mit 88 zu 86 Stimmen und gegen den
Willen des Bundesrats an. Linksgrün sprach sich einstimmig, die CVP mehrheitlich dafür
aus. Dagegen stimmten die SVP und die FDP. Die Stimmen der BDP waren geteilt. Der
Ständerat nahm die Vorlage im Dezember des Berichtsjahrs mit 23 zu neun Stimmen in
abgeschwächter Form an. Dabei beauftragte er den Bundesrat, das Anliegen der
Elternbildung im Weiterbildungsgesetz angemessenen zu berücksichtigen. Die
Zustimmung des Nationalrats zur ständerätlichen Änderung stand Ende 2011 noch aus. 16

MOTION
DATE: 06.12.2011
SUZANNE SCHÄR

Formation professionnelle

En 2011 déjà, une motion Tschümperlin (ps, SZ), qui souhaitait que la formation des
parents relève de la loi sur la formation continue, avait été acceptée par le Conseil
national. Néanmoins, la CSEC-CE a proposé à sa chambre de modifier le texte de la
motion. Ainsi, le Conseil fédéral ne serait pas chargé d’intégrer, mais uniquement de
prendre en compte de manière appropriée la formation des parents dans le contexte
de la loi sur la formation continue. Avec 23 voix contre 9, le Conseil des Etats a accepté
cette motion modifiée, qui par conséquent est repartie à la Commission du Conseil
national. Même si le Conseil fédéral a toujours proposé de refuser cette motion, car, à
son sens, la loi sur la formation continue doit être soumise à une réglementation
générale et ne contenir aucun encouragement, la Commission a mis en avant deux
arguments principaux. Le premier explique que le Programme national de recherche 52
(PNR 52) montre que de nombreux parents, en particulier des migrants, ne possèdent
pas les compétences suffisantes à l’encadrement scolaire de leurs enfants. Le second
argument rappelle que les articles 41 et 116 de la Constitution visent à garantir l’égalité
des chances entre les familles et à les encourager dans leur tâche fondamentale.
Finalement, le 13 mars 2012, par 88 voix contre 86, le Conseil national a décidé de
valider cette motion modifiée. 17

MOTION
DATE: 13.03.2012
GUILLAUME ZUMOFEN
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Partis, associations et groupes d'intérêt

Partis

Grands partis

In der Ablehnung der Ausschaffungsinitiative waren sich die Sozialdemokraten
grundsätzlich eins. Uneinigkeit bestand aber darüber, ob der Gegenvorschlag zur
Annahme empfehlen werden sollte oder nicht. Die Parteileitung hatte zuerst die
Ablehnung des Gegenentwurfs empfohlen, was einige National- und Ständeräte –
federführend Andy Tschümperlin (SZ) und auch die spätere Bundesrätin Simonetta
Sommaruga – als strategischen Fehler betrachteten. Am Parteitag von Ende Oktober in
Lausanne entschieden die Delegierten mit einer Zweidrittelmehrheit, auch den
Gegenvorschlag zur Ablehnung zu empfehlen. Ein linkes Pro-Komitee machte sich in der
Folge trotzdem für die Annahme des Gegenentwurfs stark. Die Befürchtung, mit einem
doppelten Nein der Initiative zum Durchbruch zu verhelfen, spiegelte sich auch in den
abweichenden Parolen von nicht weniger als zehn Kantonalsektionen wieder. 18

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 11.11.2010
MARC BÜHLMANN

Für Kritik auch aus der eigenen Partei sorgte der neue Fraktionschef Andy Tschümperlin
mit seinem Plan, Ueli Maurer nicht zum Bundespräsidenten zu wählen. Tschümperlin
liess in der Sonntagspresse verlauten, dass er Ueli Maurer nicht für die richtige
Besetzung für das Bundespräsidium halte, da er sich eher wie ein Parteipräsident als
wie ein Bundesrat aufführe. Der Schwyzer SP-Politik erwähnte dabei etwa Maurers
abruptes Verlassen des Bundesratszimmers nach der Wiederwahl von Eveline Widmer-
Schlumpf als Bundesrätin. Hinter den Kulissen warfen einige von der Aussage
überraschte Genossen ihrem Fraktionschef wenig geschicktes Verhalten vor. 19

ÉLECTION PAR L’ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
DATE: 25.07.2012
MARC BÜHLMANN

Nach dem Rücktritt von Ursula Wyss (BE), war das SP-Fraktionspräsidium ab der
Frühjahrssession vakant. Für die Nachfolge von Wyss bewarben sich Jacqueline Fehr
(ZH) und der bisherige Fraktionsvizepräsident Andy Tschümperlin (SZ). Obwohl die gut
vernetzte Fehr als Favoritin galt, musste sie nach der Niederlage bei den
Bundesratswahlen von 2010 gegen Simonetta Sommaruga eine weitere Schlappe
einstecken. Mit 27 zu 25 Stimmen wurde nämlich Tschümperlin zum neuen
Fraktionspräsidenten bestimmt, was auch diesen selber überraschte. In der Presse
wurde gemutmasst, dass Fehr von der Fraktion als zu pointiert, zu eigensinnig, zu wenig
kompromissbereit und auch weniger integrativ als Tschümperlin beurteilt worden sei.
Fehr kündigte in der Folge ihren Rücktritt aus der nationalen Politik – nach 17 Jahren in
Bern – per Ende Legislatur an. Auch das zweiköpfige Fraktions-Vizepräsidium, das in
der Regel von einem Ständerat und einem Nationalrat besetzt wird, musste nach der
letztjährigen Wahl von Alain Berset in den Bundesrat und der Wahl Tschümperlins neu
besetzt werden. Als Nachfolge wurden Anita Fetz (BS) und Roger Nordmann (VD)
gewählt. 20

CHRONIQUE DES PARTIS
DATE: 30.08.2013
MARC BÜHLMANN

Im Berichtjahr traten zwei nationale SP-Politikgrössen zurück. Hildegard Fässler (SG)
gab im Januar ihren Rücktritt per Anfang März bekannt. Fässler hatte die SP 16 Jahre
lang im Nationalrat vertreten. Für sie rutschte Claudia Friedl nach. Hans-Jürg Fehr (SH),
SP-Parteipräsident zwischen 2004 und 2008, trat nach 14 Jahren Parlamentsarbeit
ebenfalls zurück. Seine Nachfolgerin für Bern wurde Martina Munz. Ihren Rücktritt vom
angekündigten Rücktritt verkündete hingegen Jacqueline Fehr (ZH). Fehr unterlag im
Vorjahr bei der Wahl für das Fraktionspräsidium Andy Tschümperlin (SZ) und hatte
damals ihren Rücktritt aus der nationalen Politik angekündigt. In der Zwischenzeit habe
sie aber gemerkt, dass die Freude an der Politik nach wie vor sehr gross sei. 21

CHRONIQUE DES PARTIS
DATE: 29.10.2013
MARC BÜHLMANN

Für parteiinterne Auseinandersetzung sorgte eine Forderung des Fraktionspräsidenten
Andy Tschümperlin (SZ), Bundesparlamentarier sollten mit 65 Jahren jüngeren
Genossinnen und Genossen Platz machen. Die 65-jährige Nationalrätin Susanne
Leutenegger Oberholzer (BL) tat die Forderung einer Altersregelung als „Unsinn“ und
„Affront“ ab, ihre 58-jährige Kollegin Maria Bernasconi (GE) sprach gar von einer
Diskriminierung: in der Politik solle nicht nur „jung und sexy“ etwas gelten. 22

CHRONIQUE DES PARTIS
DATE: 01.12.2013
MARC BÜHLMANN
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1) AB NR, 2010, S. 80; AB NR, 2010, S. 96
2) AB NR, 2013, S. 1577 f.; AB NR, 2013, S. 1578; Mo. 11.3911
3) AB SR, 2014, S. 310
4) AB NR, 2010, S. 95 f.; AB SR, 2010, S. 403
5) Medienmitteilung Bundesrat vom 14. September 2012
6) AB NR, 2012, S. 2292; LT, 24.7.12; Blick, 28.11.12; Presse vom 5. und 6.12.12; TA, 14.12.12; Tschümperlin: Blick, 22.7.12; Presse
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10) BU, 8.4.15; NZZ, 27.5.15; BU, 1.7., 19.8., 24.8., 1.9., 6.10.15; BU, 19.10.15
11) 112.1SZ_20151020_Wahlprotokoll; BU, 9.4., 11.4., 13.4., 14.4.15; BU, NZZ, 23.4.15; BU, 24.7., 11.9.15; So-Bli, 13.9.15; BU, 7.10.15
12) AB NR, 2010, S. 87 (Mo. Müller, Aufenthaltsstatus), 89 (Mo. Müller, Empfangsstellenhaft), 93 (Mo. Maire), 95 f. (Mo.
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403 f. (Mo. Maire und Tschümperlin) und 629 (Mo. Müller, Empfangsstellenhaft)
13) AB NR, 2011, S. 702 ff.
14) AB NR, 2011 S. 1262; AB SR, 2011, S. 719 f.
15) AB NR, 2009, S. 1660 ff..
16) AB NR, 2011, S. 754 f.; AB SR, 2011, S. 1068 f.; AZ, 6.12.11.
17) BO CE, 2011, p.1068 s.; BO CN, 2011, p.385 s.; BO CN, 2012, p.1068 s.
18) Presse vom 3.7 und vom 1. bis 11.11.10.
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